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Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr. 15. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Kreuzburg O. S. und Kupp, S. 487. — 
Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in Weißwaſſer und die Anderung der Amts— 
gerichtsbezirke Muskau und Triebel, S. 488. — Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amts⸗ 
gerichts in Wetter, S. 489. — Geſetz, betreffend die Heranziehung der Beamten, Elemenkarlehrer 
und unteren Kirchendiener zur Gemeindeeinkommenſteuer, S. 489. — Verordnung, betreffend 
die Ortsgerichte in einem Teile des Kreiſes Altenkirchen, S. 491. — Verordnung über die 
Einführung des Geſetzes, betreffend die Zulaſſung einer Verſchuldungsgrenze für land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, vom 20. Auguſt 1906 in Teilen der Provinz Weſtpreußen und 
in der Provinz Poſen, S. 492. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 493. 


(Nr. 10960.) Geſetz, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Kreuzburg O. S. und 
Kupp. Vom 12. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) 
wird die Gemeinde Georgenwerk aus dem Landkreis Oppeln vom 1. Juli 1909 
ab unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Kupp dem Amtsgericht in Kreuz⸗ 
burg O. S. zugelegt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 12. Juni 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 


Geſetzzammlung 1909. (Nr. 1096010965.) 69 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1909. 
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(Nr. 10961.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in Weißwaſſer und die 
5 5 Anderung der Amtsgerichtsbezirke Muskau und Triebel. Vom 16. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

$1. 

In der Gemeinde Weißwaſſer im Kreiſe Rothenburg i. O. L. wird ein 
Amtsgericht errichtet. Dieſem werden zugelegt, unter Abtrennung von dem Amts⸗ 
gericht in Muskau, 8 : 

die Gemeinden Weißwaſſer, Alt Liebel, Boxberg (Anteil Muskau), 
Daubitz, Groß Düben, Eſelsberg (Anteil Muskau), Halbendorf, 
Mochholz, Mühlroſe, Mulkwitz, Neuhammer, Nochten, Nieder 
Prauske, Publick, Reichwalde, Rietſchen, Rohne, Schadendorf, 
Schleife, Sprey, Teicha, Tränke, Trebendorf, Tiſchelln, Viereichen, 
Wunſcha und Werda, 

die Gutsbezirke Weißwaſſer, Alt Liebel, Boxberg (Anteil Muskau), 
Daubitz, Groß Düben, Mühlroſe, Reichwalde, Rietſchen, Schaden⸗ 
dorf, Schleife, Teicha, Tzſchelln, Wunſcha und Werda ſowie von 
dem Forſtgutsbezirke Muskau der Wohnplatz Jagdſchloß, ſämtlich 
aus dem Kreiſe Rothenburg i. O. L. 


§ 2. f 
In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Gefekfamml. S. 393) 
wird der Amtsbezirk Jämlitz aus dem Kreiſe Sorau unter Abtrennung von dem 
Amtsgericht in Triebel dem Amtsgericht in Muskau zugelegt. 5 


835 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Oſtſee, den 16. Juni 1909. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 
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Nr. 10962.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in Wetter. Vom 16. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
9 1 
In der Gemeinde Wetter im Landkreiſe Hagen wird ein Amtsgericht 
errichtet. 
Dieſem werden zugelegt: 
1. unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Hagen i. W. 
die Gemeinden Wetter, Ende, Volmarſtein, Esborn, Wengern und 
die zur Stadtgemeinde Herdecke gehörigen Wohnplätze Gut Schede, 
Olmühle, Sägemühle und Voßkuhle aus dem Landkreiſe Hagen; 
2. unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Haspe 
die Gemeinden Grundſchöttel und Silſchede aus dem Landkreiſe 
Hagen. 
| 9 2 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Oſtſee, den 16. Juni 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 


(Nr. 10963.) Geſetz, betreffend die Heranziehung der Beamten, Elementarlehrer und unteren 
Kirchendiener zur Gemeindeeinkommenſteuer. Vom 16. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Umfang derſelben mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


5 81. 
Die unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, die Elementarlehrer 
und die ſeither bei der Gemeindeeinkommenbeſteuerung bevorrechtigten unteren 
69* 


„ 0 


Kirchendiener ſowie die Beamten des Königlichen Hofes werden in den Gemeinden 
zur Einkommenſteuer gleich den übrigen dieſer Steuer unterworfenen Perſonen 
herangezogen, ſofern nicht mehr als 125 Prozent Zuſchläge erhoben werden. 

Werden Zuſchläge in höherem Betrag erhoben, ſo trifft der Mehrbetrag 
der Zuſchläge nur den auf das außerdienſtliche Einkommen entfallenden Teil des 
Steuerſatzes. 

Werden beſondere Einkommenſteuern erhoben, fo darf der Steuerſatz, foweit 
er das dienſtliche Einkommen trifft, nicht über den Betrag hinausgehen, der bei 
einer Zugrundelegung von 125 Prozent des Staatseinkommenſteuertarifs beziehungs⸗ 
weiſe des im § 38 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. 
S. 152) feſtgeſetzten Tarifs auf dieſes Einkommen entfallen würde. 


92. 

Die Beſtimmungen des § 1 gelten nur für diejenigen Beamten, Elementar⸗ 
lehrer und unteren Kirchendiener, welche nach dem 31. März 1909 in das Amts⸗ 
verhältnis eingetreten ſind. 

Hinſichtlich der ſchon vor dem 1. April 1909 angeſtellten Beamten, 
Elementarlehrer und unteren Kirchendiener ſowie hinſichtlich der Geiſtlichen und 
Militärperſonen bewendet es bei den beſtehenden Beſtimmungen. Dasſelbe gilt 
von den Naturaldienſten und von der ſteuerlichen Behandlung der Ruhegehälter, 
der laufenden Unterſtützungen, der Wartegelder, der Witwen- und Waiſen⸗ 
Sterbe⸗ und Gnaden⸗ ſowie derjenigen Dienſtbezüge, welche nur als Erſatz barer 
Auslagen zu betrachten ſind, mit der Maßgabe, daß die bisherige Steuerfreiheit 
der Gnadenmonate ſich auch auf die Gnadenvierteljahre erſtreckt. 


§ 3. 
Alle auf ſtatutariſche Rechte oder Privilegien gegründeten weitergehenden 
Befreiungen werden aufgehoben; indeſſen behalten die bei Inkrafttreten dieſes Ge— 
ſetzes bereits im Genuſſe ſolcher Befreiungen befindlichen Beamten „Elementar⸗ 


lehrer und unteren Kirchendiener ihre Berechtigungen noch auf Lebenszeit. 


8 4. N 

Die Vorſchrift des § 15 Abſ. 2 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
vom 23. April 1906 (Gefekfamml. S. 159) wird dahin ergänzt, daß hinſichtlich 
der im § 2 Abſ. 1 dieſes Geſetzes bezeichneten Steuerpflichtigen an Stelle der 
Verordnung vom 23. September 1867 (Geſetzſamml. S. 1648) $ 1 dieſes Geſetzes 
ſinnentſprechende Anwendung findet. Indeſſen verbleiben hierbei die den Satz 
von 100 Prozent überſteigenden Zuſchläge ($ 1 Abſ. 1) dem Kreiſe inſoweit, als 
er zur Deckung ſeiner Bedürfniſſe die Einkommenſteuer mit Umlagen heranzieht. 


„ eiy. 
$:9, 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1909 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern /,, Oſtſee, den 16. Juni 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. v. Breitenbach. v. Arnim. 
Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. Sydow. 


— — — —— 


(Nr. 10964.) Verordnung, betreffend die Ortsgerichte in einem Teile des Kreiſes Altenkirchen. 
Vom 24. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Errichtung von Ortsgerichten in 
einem Teile des Kreiſes Altenkirchen, vom 13. April 1909 (Gefegfamml. S. 30) 
ſowie des Artikel 127 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
vom 21. September 1899 (Gejeßfamml. S. 249), was folgt: 


N 

Ortsgerichte werden errichtet: 

1. für die Bürgermeiſterei Frieſenhagen in Frieſenhagen; 

2. für den öſtlich des Wipper⸗ und Waibachs belegenen Teil der Bürger⸗ 
meiſterei Wiſſen rechts der Sieg („Ortsgericht Wiſſen rechts der 
Sieg = Oſt //); 

3. für den weſtlich des Wipper⸗ und Waibachs belegenen Teil der Bürger- 
meiſterei Wiſſen rechts der Sieg („Ortsgericht Wiſſen rechts der 
Sieg = Well). 

Die Ortsgerichte unter 2 und 3 haben ihren Sitz am Wohnſitze des 

jeweiligen Ortsgerichtsvorſtehers. s 
2. 


Auf die Einrichtung und dienſtliche Stellung der Ortsgerichte finden die 
$$ 5 bis 11, 13 bis 17 der Verordnung über die Ortsgerichte in den Ober— 
landesgerichtsbezirken Frankfurt und Caſſel vom 20. Dezember 1899 (Geſetz— 
ſamml. S. 640) Anwendung. 


5 


§ 3. 
Den Ortsgerichten ($ 1) wird die Aufnahme von Taxen übertragen. 
Die Vorſchriften der SH 2 bis 4 der Verordnung über die Aufnahme von 
Taxen durch die Ortsgerichte in den Oberlandesgerichtsbezirken Frankfurt und Caffel 
vom 8. April 1903 (Geſetzzamml. S. 119) finden Anwendung. 


SA 
Die dem Juſtizminiſter durch $ 4 der Verordnung vom 20. Dezember 1899 
erteilte Befugnis wird auf die im § 1 bezeichneten Ortsgerichte erſtreckt. 


i § 5. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1909 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Neues Palais, den 24. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 


(Nr. 10965.) Verordnung über die Einführung des Geſetzes, betreffend die Zulaſſung einer 
Verſchuldungsgrenze für land- und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, 
vom 20. Auguſt 1906 (Geſetzſamml. S. 389) in Teilen der Provinz Weſt⸗ 
preußen und in der Provinz Poſen. Vom 16. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen auf Grund des § 15 des Geſetzes, betreffend die Zulaſſung einer 
Verſchuldungsgrenze für land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, vom 
20. Auguſt 1906 GGeſetzſamml. S. 389) was folgt: 

Das genannte Geſetz tritt in der Provinz Weſtpreußen, inſoweit als es 
dort nicht ſchon nach der Verordnung vom 23. März 1908 (Geſetzſamml. S. 65) 
gilt, und in der Provinz Poſen am 1. Juli 1909 in Kraft. 

Für die Ausführung des Geſetzes ſind in dieſem Geltungsgebiete der 
Provinz Weſtpreußen die Weſtpreußiſche und die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft 
innerhalb der Grenzen ihrer geſchäftlichen Zuſtändigkeit zuſtändig. In der 
Provinz Poſen iſt es die Poſener Landſchaft; in Anſehung der Güter in der 
Provinz Poſen aber, die die Weſtpreußiſche Landſchaft nach ihrem Reglement 


249 


umfaßt, tritt fie ein, ſofern ein ſolches Gut zu der Zeit, wo die öffentliche Kredit⸗ 
anſtalt mitzuwirken hat, von ihr beliehen iſt. 

Zuständiger Kommiſſar iſt in dem hier in Betracht kommenden Gebiete 
der Provinz Weſtpreußen der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen und in 
der Provinz Poſen der Oberpräſident der Provinz Poſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ü 

Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Oſtſee, den 16. Juni 1909. 


(I. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. v. Breitenbach. 
Zugleich für den Juſtizminiſter: 
v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. das am 4. März 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Weſthauſen⸗Bodenrode in Weſthauſen im Kreiſe Heiligen⸗ 
ſtadt durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 18 
S. 99, ausgegeben am 1. Mai 1909, 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 15. März 1909, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Kleinbahn Farge-Wulsdorf, G. m. b. H., 
in Geeſtemünde für die Anlage einer Kleinbahn von Farge nach Wuls⸗ 
dorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 19 S. 103, 
ausgegeben am 7. Mai 1909; 

3. das am 29. März 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ryck⸗ 
graben⸗Genoſſenſchaft in den Kreiſen Grimmen und Greifswald zu Greifs⸗ 
wald durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 18 

8 S. 87, ausgegeben am 6. Mai 1909; 

4. der am 7. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Genoſſenſchaft zur Regulierung der Randow zu Löcknitz vom 
16. Januar 1905 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin 
Nr. 21 S. 167, ausgegeben am 21. Mai 1909, 

5. das am 10. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Groß Steinort in Serwillen im Kreiſe Raſtenburg durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 19 S. 191, 
ausgegeben am 13. Mai 1909; 


555 


6. das am 13. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich. 
verband zur Herſtellung und Unterhaltung eines Sommerdeichs auf dem 
linken Ufer der Eider in den Gemarkungen Oldenbüttel und Lütjenweſtedt 
im Kreiſe Rendsburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Schleswig Nr. 19 S. 173, ausgegeben am 8. Mai 1909, 

7. das am 13. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft Ufedom zu Uſedom im Kreiſe Uſedom-Wollin durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 21 S. 163, ausgegeben 
am 21. Mai 1909; i 

8. das am 20. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Lübſche⸗ 
Bruch⸗Genoſſenſchaft in Stepen im Kreiſe Bublitz durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 20 S. 135, ausgegeben am 
21. Mai 1909, 

9. der Allerhöchſte Erlaß vom 23. April 1909, betreffend die Genehmigung 
der Nachträge II und III der Neuen Satzungen der Landſchaft der Pro— 
vinz Sachſen und der Anderungen des Statuts der Landſchaftlichen Bank 
der Provinz Sachſen nebſt dem zugehörigen Reglement über die Auf⸗ 
bringung, Verzinſung und Rückzahlung des Grundkapitals für die Land- 
ſchaftliche Bank, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 22 S. 183, ausgegeben 
am 29. Mai 1909, f 

der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 22 S. 155, ausgegeben 
am 29. Mai 1909, und 

der Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 22 S. 121, ausgegeben am 
29. Mai 1909, 

10. der am 23. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung des Oſſiniec-Bruches im Kreiſe 
Gneſen vom 9. November 1857 durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Bromberg Nr. 20 S. 141, ausgegeben am 20. Mai 1909; 

11. der Allerhöchſte Erlaß vom 30. April 1909, betreffend die Genehmigung 
der von dem Engeren Ausſchuſſe der Pommerſchen Landſchaft am 
9/10. Dezember 1908 beſchloſſenen Anderungen der für die Departements 
Treptow a. R. und Stargard i. Pom. geltenden Werttarife, durch die 
Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 23 S. 189, ausgegeben am 
4. Juni 1909, 5 

der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 21 S. 147, ausgegeben am 
27. Mai 1909, und 

der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 21 S. 104, ausgegeben 
am 27. Mai 1909. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,28 / 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 J) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


